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§25m),2 sind sie gemäß FATF-Empfehlungen nicht verboten, sondern die Nutzer 

sollen lediglich ermittelt und ggf. überprüft werden können. Die Einhaltung dieser 

Empfehlung ist jedoch sogar unter OECD-Staaten katastrophal schlecht, wie ein 

jüngerer Bericht der OECD von 2013 aufzeigt.3  

Auch in der Praxis scheinen diese zumindest in anderen Rechtsgebieten noch nicht 

ausgestorben zu sein. So bemühte sich etwa ein Angestellter der Österreichischen 

Meinl Bank im März 2014 bei Schweizerischen Treuhändern und 

Vermögensverwaltern in einer Email um ein Gespräch. Weil die Schweizer Behörden 

den Druck auf Schwarzgeldkonten erhöhten, wäre eine Unterhaltung angezeigt. Über 

die Meinl-Niederlassung auf Antigua, einer notorischen karibischen Steueroase, 

könne man neben Treuhandkonten und -transfers auch „besondere Dienste“ 

anbieten. Diese Art von Konten und Diensten dürften „Durchlaufkonten“ nach KWG 

25m entsprechen. Die Bewertung der FATF von Antigua aus dem Jahr 2008 

attestierte Antigua die schlechteste aller möglichen Bewertung in der Kategorie 

Korrespondenzkonten.4 

Obwohl nun deutsche Banken solche Treuhandkonten bzw. Durchlaufkonten nicht 

selbst führen dürfen, so sind die ausländischen Niederlassungen und Töchter 

deutscher Banken nicht an das Verbot von KWG §25m gebunden, weil dieser 

Paragraph nicht zu den gruppenweit geltenden Geldwäschebekämpfungsregeln zählt 

(KWG §25l).5 Somit könnten auch die ausländischen Töchter inländischer Banken in 

Ländern, wo Durchlaufkonten nicht unterbunden werden wie in Antigua, Kunden die 

Nutzung von Durchlaufkonten anbieten und die Gelder schließlich als 

Interbankengeschäft auch bei inländischen Banken platzieren. Auf die Frage 

angesprochen, wie die Bafin mit den Risiken umgeht, die aus einer nicht 

gruppenweiten Geltung des KWG §25m entstehen könnten, antwortete diese lapidar, 

dass „die Mitgliedsländer der FATF […] ja entsprechende Standards gemäß 

Empfehlung 13 der FATF-Recommendations einhalten“ müssten. Dass die OECD im 

Jahr 2013 selbst festgestellt hat, dass schon die OECD-Mitgliedsstaaten bei der 

Umsetzung von nur fünf anderen Empfehlungen der FATF noch schlechter 

abgeschnitten haben als bei der Empfehlung 13, lässt die Antwort der Bafin wenig 

überzeugend erscheinen. 

Ein anderer Grund für eine kritische Bewertung von Interbankengeschäften liegt im 

Korrespondenzkontengeschäft. So fallen auch Großteile der auf Euro-Währung 

                                       
2 http://www.buzer.de/gesetz/962/a156207.htm; 25.3.2014. 
3 Siehe Bewertung der Empfehlung 7 auf Seite 30, in: Organisation for Economic Co-Operation and 
Development 2013: Measuring OECD Responses to Illicit Financial Flows from Developing Countries, Paris, in: 
http://www.oecd.org/corruption/IFFweb.pdf; 31.1.2014. 
4 Nach dem damalige Regelwerk der FATF von 2003 entsprach dies der Empfehlung Nummer 7. Siehe Seite 178, 
in: https://www.cfatf-
gafic.org/index.php?option=com_docman&Itemid=414&task=doc_download&gid=34&lang=en; 21.5.2014. 
5 Für mehr Hintergrund zu den gruppenweit geltenden Sorgfaltspflichten, siehe Kapitel 2.3; KWG §25l: 
http://www.buzer.de/gesetz/962/al43075-0.htm; 25.3.2014. 
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Ein drittes Beispiel für das Missbrauchspotential veranschaulichen die 

Hausdurchsuchungen, die im Jahr 2012 in Deutschland durchgeführt wurden, 

nachdem bekannt geworden war, dass ca. 4.000 Kunden der Schweizer Bank Credit 

Suisse (CS) mittels sogenannter „Lebensversicherungsmäntel“ Steuern hinterzogen 

haben könnten.9 Dieser Versicherungsmantel war so gestaltet, dass das gesamte 

Kapital eines Steuerbetrügers formal in die Lebensversicherung der Credit Suisse 

Life Bermuda (CSLB) eingezahlt wurde. Die CSLB eröffnete daraufhin auf eigenen 

Namen ein Depot bei der CS in der Schweiz, das wiederum mit diesem Kapital gefüllt 

wurde. Der Kunde erhielt eine Vollmacht von der CSLB, mit der er in vollem Umfang 

über dieses Depot "im Namen der CSLB" verfügen konnte. Auszahlungssumme 

dieser "Lebensversicherung" war der jeweilige Depotstand. Ein Versicherungsfall 

(wie z.B. "Tod") war nicht formuliert. Wären die Einlagen auf den Namen der CSLB 

bei einer ausländischen Bank angelegt und anschließend an eine deutsche Bank 

verliehen worden, dann hätten diese Summen bankenstatistisch leicht als 

Verbindlichkeit gegenüber einer ausländischen Bank erfasst werden können.  

Verbindlichkeiten gegenüber Banken aus klassischen Steueroasen dürfen also nicht 

nur bei Nutzung offensichtlich missbräuchlicher Tarnkonstruktionen als problematisch 

gelten. Denn ein Großteil der Kundengelder der Banken aus klassischen 

Steueroasen kann plausibel mit Steuerhinterziehung und (anderen) illegalen 

Finanzströmen in Verbindung gebracht werden. Natürlich investieren diese Banken 

mit Sitz auf kleinen karibischen Inseln oder in abgelegenen Alpentälern die 

verwalteten Vermögen nicht in der lokalen Wirtschaft – dort gibt es schlicht nicht 

genug sichere Anlagemöglichkeiten. Stattdessen investieren diese Offshore-Banken 

die eingesammelten Vermögen ausländischer Kunden in aggregierter Form weltweit, 

und so auch bei deutschen Banken. Diese Gelder sind dann zwar vordergründig 

nicht mehr zu individuellen Anlegern zurückzuverfolgen. Dennoch darf man davon 

ausgehen, dass sie sich zu guten Teilen aus Steuerfluchtgeldern und (anderen) 

illegalen Finanzströmen speisen.  

 

Darüber hinaus sind die verfügbaren statistischen Daten notorischer Steueroasen oft 

lückenhaft oder von fragwürdiger Qualität.10 Ein guter Teil der Gelder, die statistisch 

als von innerhalb einer solchen Steueroase angelegt erfasst werden (also von der 

Bevölkerung in der Steueroase), dürfte in Wirklichkeit ausländisches Kundengeld 

sein. Das lässt sich am Beispiel der HSBC-Private Bank und der Schweiz illustrieren. 

In einem Bericht der französischen Nationalversammlung wurde anhand 

umfangreicher interner Bankdaten von HSBC Private Bank Europa gezeigt, dass dort 

                                       
9 Siehe http://www.faz.net/aktuell/finanzen/meine-finanzen/ermittlungen-credit-suisse-soll-beim-
steuerschwindel-geholfen-haben-11817431.html; sowie http://www.faz.net/aktuell/finanzen/meine-
finanzen/ermittlungen-credit-suisse-soll-beim-steuerschwindel-geholfen-haben-11817431.html; 
17.3.2014. 
10 Siehe etwa den Fall der Kaiman Inseln, beschrieben auf Seiten 97-98, hier: 
http://www.financialsecrecyindex.com/PDF/FSI-Methodology.pdf; 21.3.2014. 

http://www.faz.net/aktuell/finanzen/meine-finanzen/ermittlungen-credit-suisse-soll-beim-steuerschwindel-geholfen-haben-11817431.html
http://www.faz.net/aktuell/finanzen/meine-finanzen/ermittlungen-credit-suisse-soll-beim-steuerschwindel-geholfen-haben-11817431.html
http://www.faz.net/aktuell/finanzen/meine-finanzen/ermittlungen-credit-suisse-soll-beim-steuerschwindel-geholfen-haben-11817431.html
http://www.faz.net/aktuell/finanzen/meine-finanzen/ermittlungen-credit-suisse-soll-beim-steuerschwindel-geholfen-haben-11817431.html
http://www.financialsecrecyindex.com/PDF/FSI-Methodology.pdf
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1293 Personen mit Konten entdeckt wurden, deren Beruf als  „HSBC-Angestellter“ 

angegeben wurde. Besonders bei jenen Konten mit über 100 Millionen US-Dollar 

Guthaben hält der französische Untersuchungsbericht es für sehr wahrscheinlich, 

dass diese Gelder in Wahrheit nicht den Bankangestellten gehörten, sondern dass 

Bankangestellte diese Konten als Strohmann unter falscher Namensangabe für 

Kunden verwaltet haben.11 Durch diesen Kniff dürften besonders in notorischen 

Steueroasen Konten und Vermögen, die in Wahrheit für Steuerausländer geführt 

werden, statistisch als inländische Bankeinlagen erfasst werden. Auch diese 

Möglichkeit spricht dafür, ausländische Interbankkredite als durchaus problematische 

Kategorie zu berücksichtigen. 

 

Das Ausmaß solcher Formen des Steuermissbrauchs unter dem Deckmantel der 

Interbankengeschäfte lässt sich nur vermuten, auch weil keine weiteren Details über 

die Natur und Struktur der Interbankengeschäfte von der Bundesbank veröffentlicht 

werden. 

Die Zinsen aus Interbankengeschäften werden in aller Regel und nach anerkannter 

Branchenpraxis nicht gesondert besteuert. Deutschland befreit sie durch das 

Interbankenprivileg von der Abgeltungssteuer.12 Dadurch fördert der Fiskus indirekt, 

dass Banken sich von ihrem Kerngeschäft – Spareinlagen einzusammeln und dann 

als Kredite auszugeben – immer weiter entfernen. Statt Geld aufwändig bei 

inländischen Sparern einzusammeln, die obendrein mit 25% bei den Anlegern 

besteuert werden, ist es günstiger sich das Geld aus dem Ausland zu leihen, wo 

keine Quellensteuer fällig wird. 

Was die Aufschlüsselung der geographischen Herkunft der Gelder anbelangt, ist die 

Veröffentlichung über den Auslandsstatus der Banken der Bundesbank im 

internationalen Vergleich vorbildlich. Bis hin zu einzelnen Herkunftsländern der 

angelegten Gelder wird die geographische Herkunft veröffentlicht, nochmals unterteilt 

in den Interbankenmarkt und Unternehmens-/Privatpersonensektor.  

Die geographische Herkunft der Gelder lässt sich anhand der beiden nächsten 

Grafiken veranschaulichen. Das erste Schaubild beinhaltet den Interbankenmarkt, 

das zweite lässt diesen unberücksichtigt. Die Auswahl der Schattenfinanzzentren 

beruht auf den führenden 15 Ländern des Schattenfinanzindex 2013,13 und nimmt 

                                       
11 Siehe Seite 46, in: Assemblée Nationale 2013: Rapport d'Information Relatif au Traitement par 
l'Administration Fiscale des Informations Contenues Dans la Liste Reçue d'un Ancien Salarié d'une 
Banque Étrangère (HSBC) (Rapport No. 1235), Paris, in: http://www.assemblee-
nationale.fr/14/pdf/rap-info/i1235.pdf; 20.3.2014. 
12 Siehe Seite 176/178, in: Rhodius, Oliver/Lofing, Johannes 2013: Kapitalertragsteuer und 
Abgeltungsteuer verstehen. Besteuerung von Kapitalerträgen im Privatvermögen. 2. Auflage, 
Wiesbaden. 
13 http://www.financialsecrecyindex.com/introduction/fsi-2013-results; 21.3.2014. 

http://www.financialsecrecyindex.com/introduction/fsi-2013-results
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zusätzlich das Vereinigte Königreich auf, das bei Berücksichtigung seiner 

Überseegebiete und Kronbesitzes an erster Stelle des Schattenfinanzindex stünde. 
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